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2147. Bekanntmachung

Öffentliche Bekanntmachung der Beschlüsse der 4. Sitzung
der Gemeindevertretung vom 05.12.2024

Die Gemeindevertretung hat in ihrer 4. Sitzung am 05.12.2024 nachfolgende Beschlüsse 
gefasst. Die Niederschrift von öffentlichen Sitzungen der Gemeindevertretung und ihrer 
Ausschüsse sind während der Öffnungszeiten im Sachgebiet Sitzungsdienst oder unter 
http://gemeinde-binz.de/gemeinde/politik/sitzungsdienst/sitzungskalender/ einzusehen.  

– öffentlicher Teil – 

Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung über die Niederschrift der Sitzung der 
Gemeindevertretung vom 07.11.2024 – öffentlicher Teil.

Beschluss-Nr. BV/24/190
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 5. Dezember 2024 die 4. Ände-
rungssatzung (gemäß Beschlussanlage) zur Satzung über die Erhebung einer Kurabgabe 
der Gemeinde Ostseebad Binz. Die 4. Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung 
einer Kurabgabe in der Gemeinde Ostseebad Binz tritt am 01. Januar 2025 in Kraft.

Beschluss-Nr. BV/24/177
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 05.12.2024 den Wirtschaftsplan 
2025 der Wohnungsverwaltung Binz GmbH.

Beschluss-Nr. BV/24/195
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 05.12.2024 die Beauftragung eines 
externen Rechnungsprüfers zur Unterstützung des Rechnungsprüfungsausschusses der 
Gemeinde Ostseebad Binz für die Jahresabschlüsse 2020 bis einschließlich 2022.

Beschluss-Nr. BV/24/197
Die Gemeindevertretung bestätigt in ihrer Sitzung am 05.12.2024 die Eilentscheidung des 
Bürgermeisters vom 05.11.2024 zur Erhebung einer Klage gegen die Erhebung der Zensus-
Daten aus dem Feststellungsbescheid des Statisches Amt M-V in Schwerin.

Beschluss-Nr. BV/24/176
1. � �Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 05.12.2024 die Friedhofsgebüh-

rensatzung der Gemeinde Ostseebad Binz in der Fassung der 6. Änderungssatzung. 
2. Die Satzung ist ortsüblich bekannt zu machen. 
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Beschluss-Nr. BV/24/185
Die Gemeindevertretung Binz beschließt in ihrer Sitzung am 05.12.2024 der Änderung der 
Radwegeführung im Bereich Dollahner Straße zuzustimmen.

Beschluss-Nr. BV/24/188
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 05.12.2024 den Tagesordnungs-
punkt 11.3 „Beschlussvorlage zum Fahrradparken in der oberen Hauptstraße BV/24/188“ zu-
rück in den Ausschuss für Bau, Verkehr und Umwelt zu verweisen.

Beschluss-Nr. BV/24/184
Die Gemeindevertretung lehnte in ihrer Sitzung am 05.12.2024 den Antrag eines Bürgers, 
zur Umbenennung/Zusatzbenennung: Fünfte Straße (Prora) in „Straße der Friedlichen Re-
volution“, ab.

Beschluss-Nr. BV/24/198
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 05.12.2024 die Aufhebung des 
Aufstellungsbeschlusses vom 06.07.2023 mit der Beschluss-Nr. 811-39-2023 mit folgendem 
Wortlaut: 

„1. �Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 06.07.2023 die Aufstellung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 25 „Dünenstraße 36“ der Gemeinde Ostsee-
bad Binz. Das Planverfahren ist im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB durchzu-
führen. 

2. Die Gemeinde Ostseebad Binz ist kostenfrei zu halten.“ 

Der Bürgermeister wird beauftragt, die Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses ortsüblich 
bekannt zu machen.

Beschluss-Nr. BV/24/175
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 05.12.2024 den Sitzungsplan 2025 
in der vorliegenden Fassung.

Beschluss-Nr. BV/24/180
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 05.12.2024 die Annahme einer 
Sachspende für die Regionale Schule Binz in Höhe von 168,89 Euro. Die Sachpreise wurden 
im Rahmen des jährlichen Lesewettbewerbes als. Die Spendenbescheinigung wird an die 
Bücherinsel, Inh. Frau Dörte Pietsch, Hauptstraße 2 in 18609 Ostseebad Binz ausgestellt. 
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– nichtöffentlicher Teil – 

Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung über die Niederschrift der Sitzung der 
Gemeindevertretung vom 07.11.2024 – nichtöffentlicher Teil.

Beschluss-Nr. BV/24/192
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 05.12.2024, auf der Grundlage des 
§ 22 – Abs. 5 KV M-V, der Empfehlung des Eigenbetriebes Binzer Bucht Tourismus, zur Ver-
gabe von Bauleistungen gemäß VOB/A, hier Rundbänke, zu folgen und eine Firma mit der 
Ausführung der Leistung zu beauftragen.

Beschluss-Nr. BV/24/193
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 05.12.2024, auf der Grundlage des  
§ 22 – Abs. 5 KV M-V, der Empfehlung des Eigenbetriebes Binzer Bucht Tourismus, zur Ver-
gabe von Bauleistungen gemäß VOB/A, hier Rundbänke und Einzelbänke, zu folgen und 
eine Firma mit der Ausführung der Leistung zu beauftragen.

Beschluss-Nr. BV/24/194
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 05.12.2024, auf der Grundlage des  
§ 22 – Abs. 5 KV M-V, der Empfehlung des Eigenbetriebes Binzer Bucht Tourismus, zur 
Vergabe von Bauleistungen gemäß VOB/A, hier Bank- und Sitzauflagen, zu folgen und eine 
Firma mit der Ausführung der Leistung zu beauftragen.

gez. Dr. Sybille Funk 
Vorsitzende der Gemeindevertretung
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2148. Bekanntmachung

Die Gemeindewahlleiterin

Öffentliche Bekanntmachung

Gesucht werden Wahlhelferinnen und Wahlhelfer 
zur Durchführung der Bundestagswahl in der Gemeinde Ostseebad Binz 

am 23. Februar 2025 

Aus Anlass der am 23. Februar 2025 stattfindenden Bundestagswahl, sucht die Gemeinde 
Ostseebad Binz engagierte und zuverlässige Wahlhelferinnen und Wahlhelfer zur Mitar-
beit in allgemeinen Wahlvorständen (in einem Wahllokal) und in Briefwahlvorständen. 

Damit Sie als Wahlhelfer/in eingesetzt werden können, müssen folgende Voraussetzun-
gen erfüllt sein:
		  • 	� Sie haben am Wahltag das 16. Lebensjahr vollendet und sind zur jeweiligen 

Wahl wahlberechtigt.
		  • 	� Sie kandidieren nicht selbst zur Wahl und sind auch nicht als Vertrauensperson 

eines Wahlvorschlags oder in einem anderen Wahlorgan tätig.

Der Wahlvorstand tritt am Wahltag um 07:30 Uhr zusammen, um die letzten Vorberei-
tungen vor der Öffnung des Wahllokals zu treffen. In der Zeit von 08:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
hat das Wahllokal für die Stimmabgabe geöffnet. 

Aufgaben des Wahlvorstandes sind im Wesentlichen:
		  • 	 die Wahlberechtigung der Wählerinnen und Wähler zu prüfen,
		  • 	 die Stimmabgabe im Wählerverzeichnis zu vermerken,
		  • 	 die Ausgabe der Stimmzettel,
		  • 	 die Beaufsichtigung der Wahlkabinen und Wahlurnen,
		  • 	 den Wahlvorgang vor Störungen und Beeinflussungen zu schützen.

Ab 18:00 Uhr beginnt der Wahlvorstand mit der Auszählung der Stimmen und der Ermitt-
lung des vorläufigen Wahlergebnisses. 

Für diese ehrenamtliche Tätigkeit wird eine Aufwandsentschädigung nach § 14 der Lan-
des- und Kommunalwahlordnung für das Land Mecklenburg-Vorpommern gezahlt.
 
Interessierte Bürgerinnen und Bürger, die uns bei der Durchführung der Wahlen unter-
stützen möchten, können sich ab sofort bis spätestens 08. Januar 2025 melden: 
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Gemeindewahlleitung der Gemeinde Ostseebad Binz 
Jasmunder Straße 11 
18609 Ostseebad Binz
E-Mail: wahlen@gemeinde-binz.de
Telefon: 038393 / 374-23

Ostseebad Binz, den 09. Dezember 2024

gez. Rita Küster
Gemeindewahlleiterin
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2149. Bekanntmachung

4. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung einer Kurabgabe 
in der Gemeinde Ostseebad Binz (Kurabgabesatzung)

Aufgrund des § 5 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern vom 
13.07.2011 und der §§ 1, 2 und 11 des Kommunalabgabengesetzes M-V, jeweils in der zu-
letzt gültigen Fassung, wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 
05.12.2024 folgende 4. Änderungssatzung erlassen: 

Artikel 1
Änderung: § 6 Entstehen der Kurabgabepflicht, Fälligkeit, Gästekarte, 

Tagesgästekarte Erhebungsform und Abrechnung der Kurabgabe 
wird wie folgt geändert:

(2) Die Kurabgabe wird mit dem Ausfüllen des Meldescheines/Vordrucks am Tag der 
Ankunft fällig. Soweit gleichzeitig eine Meldepflicht nach den melderechtlichen 
Vorschriften zu erfüllen ist, kann damit die Meldung im Sinne der Kurabgabensat-
zung verbunden werden. Für die Meldung sowie für die Ausstellung der Gästekar-
te (Binzer Bucht Card) sind die vom Eigenbetrieb Binzer Bucht Tourismus ausgege-
benen Meldescheine/Vordrucke zu verwenden.

Artikel 2
Änderung: § 10 Pflichten und Haftung der Quartiergeber 

wird wie folgt geändert:

(2) Der Eigenbetrieb Binzer Bucht Tourismus gibt (nicht bei Tagesgästekarten) Melde-
scheine/Vordrucke heraus. Diese Meldescheine/Vordrucke müssen gemäß § 27 Abs. 2 
und 3 des Landesmeldegesetzes M-V (LMG M-V) folgende Angaben enthalten: 
	 • den Tag der Ankunft und den der voraussichtlichen Abreise, 
	 • den Familiennamen, 
    	 • den Vornamen (Rufnamen), 
    	 • den Tag der Geburt, 
    	 • die Staatsangehörigkeiten, 
    	 • die Heimatanschrift, 
    	 • die Beherbergungsstätte, 
    	 • die Namen und Geburtsdaten aller mitreisenden Personen. 

Der Quartiergeber ist verpflichtet, diese Meldescheine/Vordrucke zu nutzen. Der Quar-
tiergeber muss nach vorheriger Anmeldung, die Meldescheine/Vordrucke und das vom 
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Eigenbetrieb Binzer Bucht Tourismus autorisierte elektronische Meldesystem verwen-
den. Der Quartiergeber erhält vom Eigenbetrieb Binzer Bucht Tourismus Ostseebad Binz 
die individuellen Zugangsdaten sowie die entsprechenden Formblätter zur Nutzung des 
elektronischen Meldesystems.  

(3) Jeder Quartiergeber ist verpflichtet:
2. die vom Eigenbetrieb Binzer Bucht Tourismus zur Verfügung gestellten Meldescheine/
Vordrucke für Beherbergungsstätten nach § 27 Landesmeldegesetz M-V (LMG M-V) be-
reitzustellen und zu nutzen und das elektronische Meldesystem zu verwenden; im 
Falle der Verwendung des elektronischen Meldesystems sind die elektronischen Melde-
scheine/Vordrucke und die Gästekarten auszudrucken; 

3. die nach Monaten geordneten, manuell oder elektronisch gefertigten Meldescheine/
Vordrucke entsprechend § 27 Abs. 4 LMG M-V bis zum Ablauf des auf den Tag der An-
kunft folgenden Kalenderjahres aufzubewahren und für den Eigenbetrieb Binzer Bucht 
Tourismus sowie die örtlichen Meldebehörden zur Einsichtnahme bereitzuhalten; 

5. zum 5. Tag eines jeden Monats für den vorangegangenen Monat an den Eigenbetrieb 
Binzer Bucht Tourismus
-  �eine Ausführung der Meldescheine/Vordrucke weiterzuleiten, bei der Verwendung 

des elektronischen Meldesystems hat die Übermittlung an den Eigenbetrieb Binzer 
Bucht Tourismus elektronisch zu erfolgen und 

-  �die Kurabgabe unbar abzuführen; in begründeten Ausnahmefällen gestattet der Eigen-
betrieb Binzer Bucht Tourismus auf Antrag die bare Abführung der Kurabgabe;  

Artikel 3
Änderung: § 11 Datenverarbeitung und Verwendung von Daten 

wird wie folgt geändert:

(2) Zur Ermittlung der Abgabenpflichtigen und zur Festsetzung der Abgaben im Rahmen 
der Veranlagung nach dieser Satzung ist der Eigenbetrieb Binzer Bucht Tourismus befugt, 
zur Durchführung der Erhebung der Kurabgabe personenbezogene Daten aus folgenden 
Unterlagen zu verwenden, soweit sie für die Aufgabenerfüllung nach dieser Satzung er-
forderlich sind: 
-  Melderegisterauskünfte; 
- � �Meldescheine/Vordrucke für Beherbergungsstätten nach § 27 Landesmeldegesetz  

M-V (LMG M-V); 
-  Gästeverzeichnis der Vermieter; 
-  Daten aus der Veranlagung zur Fremdenverkehrsabgabe. 
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Der Eigenbetrieb Binzer Bucht Tourismus ist darüber hinaus zur Erhebung personen- und 
grundstücksbezogener Daten nach Maßgabe des Landesdatenschutzgesetzes M-V und 
der DSGVO beim Finanzamt Stralsund, beim Grundbuchamt des Amtsgerichts Stralsund, 
beim Katasteramt des Landkreises Vorpommern-Rügen sowie bei den Ämtern der Ge-
meindeverwaltung Ostseebad Binz befugt. Der Eigenbetrieb Binzer Bucht Tourismus darf 
sich diese Daten von den entsprechenden Stellen übermitteln lassen. 

(3) Die Daten darf der Eigenbetrieb Binzer Bucht Tourismus nur zur betriebsinternen Ab-
gabenüberwachung und zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung ge-
nutzt werden und sind nach Ablauf von 24 Monaten zu löschen. Der Eigenbetrieb Bin-
zer Bucht Tourismus ist berechtigt, die Einhaltung der den Meldepflichtigen nach 
dieser Kurabgabensatzung obliegenden Pflichten durch Beauftragte nachprüfen 
zu lassen und Einsicht in die Gästeverzeichnisse zu nehmen. 

Artikel 4
Änderung: § 12 Ordnungswidrigkeiten werden folgende Punkte 

wie folgt geändert:

	 •� § 10 Abs. 3 Nr. 2 die Meldescheine/Vordrucke für Beherbergungsstätten nicht be-
reitstellt, sofern er nicht das elektronische Meldesystems nutzt; 

	 •� § 10 Abs. 3 Nr. 3 die Meldescheine/Vordrucke nicht entsprechend den Bestimmun- 
gen des Landesmeldegesetzes M-V aufbewahrt; 

	 • �§ 10 Abs. 3 Nr. 3 die Meldescheine/Vordrucke nicht für die örtliche zuständige 
Meldebehörde zur Einsichtnahme bereithält; 

	 • �§ 10 Abs. 3 Nr. 5 die Ausführung der besonderen Meldescheine/Vordrucke nicht an 
den Eigenbetrieb Binzer Bucht Tourismus weiterleitet; 

Artikel 5
Diese 4. Änderungssatzung zu der Satzung über die Erhebung einer Kurabgabe in der 
Gemeinde Ostseebad Binz tritt mit Wirkung vom 01.01.2025 in Kraft.

Ostseebad Binz, den 05.12.2024

gez. Karsten Schneider 
Bürgermeister
Ostseebad Binz
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2150. Bekanntmachung

Bekanntmachung der Gemeinde Ostseebad Binz über die Satzung 
der 3. Änderungen des Bebauungsplans Nr. 3 „Schmachter See“ 

mit örtlichen Bauvorschriften 

Aufgrund §§ 10, 13 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 
(BGBI. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetztes vom 20. Dezember 
2023 (BGBI. 2023 I Nr.394), sowie nach § 86 der LBauO M-V vom 18 April 2006 (GVOBI. 
M-V S. 102), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. Juni 2021 (GVOBI. M-V S. 1033), hat 
die Gemeindevertretung nach Beschlussfassung vom 07.11.2024 mit Beschlussnummer 
BV/24/166 die Satzung über die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 „Schmachter 
See“ mit örtlichen Bauvorschriften im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB ohne 
Umweltprüfung/Umweltbericht, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) beschlossen. 

Geltungsbereich:
Die 3. Änderung erstreckt sich auf zwei kleine Teilbereiche des als Mischgebiet ausgewie-
senen Planbereichs, bestehend aus den Flurstücken 8/11 (teilw.) mit ca. 384 m² (Bereich 
Nord) sowie 29/23 mit ca. 585 m² (Bereich Süd) der Gemarkung Schmachter See bei Binz, 
Flur 1. Der Geltungsbereich wird im Plan auf Seite 14 dargestellt. 

Umfang der Änderung/Ziele der Planung:
Für das Plangebiet werden geändert in der Planzeichnung (Teil A):
 
	 • die Zulässigkeit eines zusätzlichen Baufelds im Bereich des Flurstücks 8/6 sowie 
	 • �die Erweiterung / Verschiebung / Veränderung der überbaubaren Grundstücksflä-

chen (Flurstück 29/8).

Die Textlichen Festsetzungen (Teil B) werden nicht geändert und gelten in der Fassung 
der 2. Änderung des Bebauungsplans unverändert fort.

Bereich Nord
Der Bebauungsplan sieht entlang der Bahnhofstraße eine zweireihige Bebauung vor, was 
mit der 1. Änderung durch eine zusätzliche isolierte Baufensterausweisung auf dem Flur-
stück 9/1 südlich zur hier vorliegenden 3. Änderung bestätigt wurde. 
Der für eine zusätzliche Bebauung vorgesehene Bereich nimmt die hintere Baulinie in der 
Schmachterseestraße auf und hält somit die notwendigen Abstandsregelungen zu den  
Nachbargrundstücken ein. 
Das zusätzliche Gebäude kann entsprechend dem festgesetzten Nutzungskatalog des 
Bebauungsplans genutzt werden. Vorgesehen ist z.Z. eine Wohnnutzung für Familienan-
gehörige zur Unterstützung auch des familieneigenen Betriebs. 
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Bereich Süd
Im Bereich der Änderung befindet sich bereits ein Baufeld (in zweiter Reihe), das schon 
bei der Erstaufstellung des Bebauungsplanes Nr. 3 Berücksichtigung gefunden hatte. 
Später wurde der Bebauungsplan im nördlich angrenzenden Bereich verändert, um eine 
Bebauung in der zweiten Reihe und in Zusammenhang damit eine ansprechende Hofsi-
tuation zwischen erster und zweiter Reihe zu ermöglichen.
Die 3. Änderung nimmt die nördliche hintere Baugrenze auf und passt sich somit städ-
tebaulich der 1. Änderung an. Das rechtskräftige Baufenster der Ursprungsfassung wird 
geringfügig gekürzt. Die nunmehr als überbaubar gekennzeichnete Fläche ist bebau-
ungsakzessorisch bereits in Nutzung. Es findet keine Ausweisung zusätzlicher Bauflächen 
in Richtung Schmachter See statt. Ein zusätzliches Gebäude kann entsprechend dem 
festgesetzten Nutzungskatalog des Bebauungsplans errichtet werden. 

Bereitstellung der Planungsunterlagen
Jedermann kann den Bebauungsplan und die Begründung sowie die DIN-Norm 4109 mit 
Tabelle 8 und Beiblatt 1 sowie die VDI-Richtlinie 2719 in der Fassung zum Zeitpunkt der 
Bekanntmachung des Bebauungsplanes, ab diesem Tag in der Gemeindeverwaltung Ost-
seebad Binz, Jasmunder Straße 11, 18609 Binz, Zimmer 104, während der Dienststunden 
einsehen und über den Inhalt Auskunft verlangen

Die Dienststunden sind:
Montag                     	 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 15:00 Uhr
Dienstag 	 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 17:00 Uhr
Mittwoch	 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 15:00 Uhr
Donnerstag 	 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 16:00 Uhr
Freitag		  09:00 bis 12:00 Uhr

Die Bauleitpläne der Gemeinde Ostseebad Binz sind unter folgendem Link einsehbar: 

https://gemeinde-binz.de/ortsentwicklung/ortsentwicklung/bebauungsplaene/

https://bplan.geodaten-mv.de/Bauleitplaene

Auskunft über den Inhalt erteilt in den Dienststunden der Fachbereich Ortsplanung unter 
der Telefonnummer +493839/3347-52.

Hinweise:
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger 
Entschädigungsansprüche im Falle der in den §§ 39 – 42 BauGB bezeichneten Vermö-
gensanteile, deren Leistung schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist 
sowie des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn 
der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei Jahren gestellt ist, wird hingewiesen.
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Eine beachtliche Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetztes vom 20. Dezember 2023 (BGBI. 2023 I 
Nr.394), bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung 
des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Be-
bauungsplans und des Flächennutzungsplans sowie nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs werden unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von 
einem Jahr seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde Ostseebad 
Binz geltend gemacht worden sind. Dabei ist der Sachverhalt, der die Verletzung oder 
den Mangel begründen soll, darzulegen.

Verstöße gegen Verfahrens- und Formvorschriften, die in der Kommunalverfassung für 
das Land Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 16. Mai 2024 (GVOBl. M-V 2024, 270) enthalten oder aufgrund der KV M-V erlassen 
worden sind, können nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden. Diese Folge tritt nicht ein, wenn der Verstoß innerhalb der 
Jahresfrist schriftlich unter Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der Tatsache, aus 
der sich der Verstoß ergibt, gegenüber Gemeinde Ostseebad Binz geltend gemacht wird. 
Eine Verletzung von Anzeige-, Genehmigungs- oder Bekanntmachungsvorschriften kann 
abweichend davon stets geltend gemacht werden.

Ostseebad Binz, den 17. Dezember 2024

gez. Schneider 
Bürgermeister
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Abb. 1  Geltungsbereich der 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 3 „Schmachter See“
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2151. Bekanntmachung

Bekanntmachung der Gemeinde Ostseebad Binz über 
die Satzung der 2. textlichen Ergänzung 

des Bebauungsplans Nr. 36 „Gewerbegebiet III Prora“ 
nach § 13 BauGB ohne Umweltprüfung/Umweltbericht 

Aufgrund §§ 10, 13 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. 
I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetztes vom 20. Dezember 2023 (BGBI. 2023 
I Nr.394), sowie nach § 86 der LBauO M-V vom 18 April 2006 (GVOBI. M-V S. 102), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 26. Juni 2021 (GVOBI. M-V S. 1033), hat die Gemeindevertretung 
nach Beschlussfassung vom 07.11.2024 mit Beschlussnummer BV/24/167 die Satzung über 
die 2. textliche Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 36 „Gewerbegebiet III Prora“  nach § 13 
BauGB ohne Umweltprüfung/Umweltbericht beschlossen. 

Geltungsbereich:
Der Geltungsbereich der Satzung entspricht dem Geltungsbereich des Grundlagenplans 
(rechtskräftig seit dem 31.05.2017) sowie der 1. Ergänzung (rechtskräftig seit dem 07.06.20219) 
des Bebauungsplanes Nr. 36 „Gewerbegebiet III Prora und wird nicht geändert. Das Plange-
biet umfasst alle Flurstücke der Hausnummern 100, 100 a bis 100f, 102, 104, 106, 108, 110 und 
112 der Proraer Allee und wird im Westen durch die Bahngleise der ICE-Strecke sowie im 
Norden und Osten durch  die Proraer Allee begrenzt.
Der Plangeltungsbereich wird auf Seite 17 unmaßstäblich dargestellt.

Umfang der Änderung/Ziele der Planung:
Mit der 2. textlichen Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 36 „Gewerbegebiet Prora III“ sol-
len ungleiche Regelungen zwischen dem Grundlagenplan und der 1. Ergänzung des Bebau-
ungsplanes angepasst werden. Im Bearbeitungsprozess der Aufstellung zur 2. Ergänzung 
des Bebauungsplanes wurde der Ausführungsbedarf hinsichtlich der Zulässigkeiten und 
Nichtzulässigkeiten von Werbeanlagen über das in der 1. Ergänzung festgeschriebene Maß 
hinaus erkannt. Um einheitliche Regelungen für den gesamten Bereich des Gewerbegebiets 
zu erlangen, müssen die textlichen Festsetzungen entsprechend ergänzt werden.
Das Plangebiet sowie die Planzeichnung (Teil A) werden nicht geändert und gelten in der 
Fassung der 2. Änderung des Bebauungsplanes unverändert fort. 

Bereitstellung der Planungsunterlagen
Jedermann kann die Satzung der 2. textlichen Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 36 „Ge-
werbegebiet III Prora“ sowie die Begründung, ab diesem Tag in der Gemeindeverwaltung 
Ostseebad Binz, Jasmunder Straße 11, 18609 Binz, Zimmer 104, während der Dienststunden 
einsehen und über den Inhalt Auskunft verlangen.



Seite 16 Amtliches Bekanntmachungsblatt der Gemeinde Ostseebad Binz

Die Dienststunden sind:
Montag                     	 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 15:00 Uhr
Dienstag 		 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 17:00 Uhr
Mittwoch	 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 15:00 Uhr
Donnerstag 	 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 16:00 Uhr
Freitag			  09:00 bis 12:00 Uhr

Die Bauleitpläne der Gemeinde Ostseebad Binz sind unter folgendem Link einsehbar: 

https://gemeinde-binz.de/ortsentwicklung/ortsentwicklung/bebauungsplaene/

https://bplan.geodaten-mv.de/Bauleitplaene

Auskunft über den Inhalt erteilt in den Dienststunden der Fachbereich Ortsplanung unter 
der Telefonnummer +493839/3347-52.

Hinweise:
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger Entschä-
digungsansprüche im Falle der in den §§ 39 – 42 BauGB bezeichneten Vermögensanteile, 
deren Leistung schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist sowie des § 44 
Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht 
innerhalb der Frist von drei Jahren gestellt ist, wird hingewiesen. 

Eine beachtliche Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs (BauGB) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. I S. 3634), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetztes vom 20. Dezember 2023 (BGBI. 2023 I Nr.394), bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche 
Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans sowie nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs 
werden unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde Ostseebad Binz geltend gemacht worden sind. Dabei 
ist der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, darzulegen.

Verstöße gegen Verfahrens- und Formvorschriften, die in der Kommunalverfassung für das 
Land Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Mai 
2024 (GVOBl. M-V 2024, 270) enthalten oder aufgrund der KV M-V erlassen worden sind, 
können nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden. Diese Folge tritt nicht ein, wenn der Verstoß innerhalb der Jahresfrist schriftlich un-
ter Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der Tatsache, aus der sich der Verstoß ergibt, 
gegenüber Gemeinde Ostseebad Binz geltend gemacht wird. Eine Verletzung von Anzeige-, 
Genehmigungs- oder Bekanntmachungsvorschriften kann abweichend davon stets geltend 
gemacht werden.

Ostseebad Binz, den 17. Dezember 2024

gez. Schneider 
Bürgermeister
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Abb. 1  Geltungsbereich der 2. textlichen Ergänzung des Bebauungsplanes des 
Bebauungsplans Nr. 36 „Gewerbegebiet III Prora“
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2152. Bekanntmachung

Bekanntmachung der Gemeinde Ostseebad Binz zur Aufhebung des Beschlusses 
Nr. 811-39-2023 aus der Sitzung der Gemeindevertretung vom 06.07.2023 über die 
Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 25 „Dünenstraße 36“ 

der Gemeinde Ostseebad Binz gemäß § 2 Abs. 1 S. 2 BauGB

Auf Grund von§ 5 Abs. 1 und § 22 Abs. 3 Satz 6 der Kommunalverfassung Mecklenburg-
Vorpommern in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Mai 2024 (GVOBl. M-V S. 270, 
351) und des § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
20.12.2023 (BGBI. 2023 I Nr. 394), hat die Gemeindevertretung in ihrer Sitzung am 05. Dezem-
ber 2024, die Aufhebung des Beschlusses Nr. 811-39-2023 über die Aufstellung des vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes Nr. 25 „Dünenstraße 36“ beschlossen.  

Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes

Das Plangebiet umfasste die Flurstücke 135/47, 135/48, 135/6 (teilw.) und 30 (teilw.) der Flur 
2 Gemarkung Binz und wurde östlich von der Proraer Straße sowie westlich von der Dü-
nenstraße erschlossen. Die zu beplanende Fläche wies eine Größe von etwa 8.436 m² auf 
und lag im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 7/8 „Neubinz“. Der Geltungsbereich 
ist im nachfolgenden Plan (rot umrandet) dargestellt.

Bekanntmachung der Gemeinde Ostseebad Binz zur Au6ebung des Beschlusses Nr. 
811-39-2023 aus der Sitzung der Gemeindevertretung vom 06.07.2023 über die Aufstellung 

des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 25 „Dünenstraße 36“ der Gemeinde Ostseebad 
Binz gemäß § 2 Abs. 1 S. 2 BauGB 

Auf Grund von§ 5 Abs. 1 und § 22 Abs. 3 Satz 6 der Kommunalverfassung Mecklenburg-
Vorpommern in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Mai 2024 (GVOBl. M-V S. 270, 351) 
und des § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. 

November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch ArQkel 3 des Gesetzes vom 20.12.2023 
(BGBI. 2023 I Nr. 394), hat die Gemeindevertretung in ihrer Sitzung am 05. Dezember 2024, die 

AuTebung des Beschlusses Nr. 811-39-2023 über die Aufstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes Nr. 25 „Dünenstraße 36“ beschlossen. 

Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 

Das Plangebiet umfasste die Flurstücke 135/47, 135/48, 135/6 (teilw.) und 30 (teilw.) der Flur 2 
Gemarkung Binz und wurde östlich von der Proraer Straße sowie westlich von der Dünenstraße 
erschlossen. Die zu beplanende Fläche wies eine Größe von etwa 8.436 m² auf und lag im 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 7/8 „Neubinz“. Der Geltungsbereich ist im 
nachfolgenden Plan (rot umrandet) dargestellt. 

  

           Seite  / 1 2
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Beschlusslage/Einstellung des Planverfahrens

	 (1)	� Die Gemeindevertretung hatte in ihrer Sitzung am 17.06.2021 mit Beschluss-Nr. 
464-22-2021 die (ursprüngliche) Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes Nr. 25 im Planverfahren gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB, 
beschlossen.

	 (2) 	� Dieser Beschluss über die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
Nr. 25 „Dünenstraße 36“ der Gemeinde Ostseebad Binz, wurde in der Sitzung der 
Gemeindevertretung vom 06.07.2023 mit Beschluss-Nr. 810-39-2023 aufgehoben, 
da sich die Art der Verfahrensdurchführung im Verlauf der Erarbeitung der Offen-
lage geändert hatte.

	 (3) 	� Die Neufassung des Aufstellungsbeschlusses wurde ebenfalls in der Sitzung der 
Gemeindevertretung vom 06.07.2023 mit Beschluss-Nr. 811-39-2023 beschlossen. 
Demnach sollte nunmehr das Planverfahren im beschleunigten Verfahren nach  
§ 13a BauGB durchgeführt werden.

	 (4) 	� Mit Beschluss der Gemeindevertretung vom 05.12.2024 wird das Planverfahren 
nunmehr eingestellt. Somit wird der Aufstellungsbeschluss vom 06.07.2023 un-
gültig. Der gegenwärtig rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 7/8 „Neubinz“ der Ge-
meinde Ostseebad Binz für diesen Bereich behält seine Gültigkeit.

	 (5) 	� Der Aufhebungsbeschluss wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB ortsüblich 
bekannt gemacht.

Ostseebad Binz, den 17. Dezember 2024

gez. Karsten Schneider
Bürgermeister
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2153. Bekanntmachung

Erneute Bekanntmachung der Satzung des Bebauungsplanes Nr. 27 
„Mittelstraße“ der Gemeinde Ostseebad Binz

Der Bebauungsplan Nr. 27 „Mittelstraße“ der Gemeinde Ostseebad Binz erlangte mit Ab-
druck im Amtlichen Bekanntmachungsblatt am 10.12.2012 Rechtskraft. 

In der Schlussbekanntmachung der Satzung wurde nicht hinreichend auf die Einsehbarkeit 
der DIN-Normen und Richtlinien hingewiesen. Die Gemeindevertretung der Gemeinde Ost-
seebad Binz hat in ihrer Sitzung am 03.02.2022 mit Beschluss-Nr. 590-28-22, die Durchfüh-
rung des ergänzenden Verfahrens gemäß § 214 Abs. 4 BauGB beschlossen.

Durch diese erneute Bekanntmachung der Satzung werden Mängel der ortsüblichen Be-
kanntmachung der Satzung im Amtsblatt 10.12.2012 geheilt. Gemäß § 214 Absatz 4 BauGB 
wird der Bebauungsplan Nr. 27 „Mittelstraße“ der Gemeinde Ostseebad Binz rückwirkend 
zum 10.12.2012 in Kraft gesetzt. Der Geltungsbereich (Seite 22) sowie inhaltliche Festsetzun-
gen bleiben unverändert.

Jedermann kann den Bebauungsplan und die Begründung sowie die DIN-Normen 4109 mit 
Tabelle 8,9,10, DIN 18005 mit Beiblatt 1 sowie VDI 2719 – Tabelle 6 , in der Fassung zum 
Zeitpunkt der Bekanntmachung des Bebauungsplanes, ab diesem Tag in der Gemeinde-
verwaltung Ostseebad Binz, Jasmunder Straße 11, 18609 Binz, Zimmer 104, während der 
Dienststunden einsehen und über den Inhalt Auskunft verlangen.

Die Dienststunden sind:
Montag                     	 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 15:00 Uhr
Dienstag 		 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 17:00 Uhr
Mittwoch	 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 15:00 Uhr
Donnerstag 	 09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 16:00 Uhr
Freitag		  09:00 bis 12:00 Uhr

Die Bauleitpläne der Gemeinde Ostseebad Binz sind unter folgenden Links einsehbar:

 https://gemeinde-binz.de/ortsentwicklung/ortsentwicklung/bebauungsplaene/

https://bplan.geodaten-mv.de/Bauleitplaene

Auskunft über den Inhalt erteilt in den Dienststunden der Fachbereich Ortsplanung unter 
der Telefonnummer +49(0)38393/374-52. 
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Hinweise:
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger Ent-
schädigungsansprüche im Falle der in den §§ 39 – 42 BauGB bezeichneten Vermögensan-
teile, deren Leistung schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist sowie 
des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn der An-
trag nicht innerhalb der Frist von drei Jahren gestellt ist, wird hingewiesen.

Eine beachtliche Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs (BauGB) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. I S. 3634), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 des Gesetztes vom 20. Dezember 2023 (BGBI. 2023 I Nr.394), be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 
2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und 
des Flächennutzungsplans sowie nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorgangs werden unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser 
Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde Ostseebad Binz geltend gemacht 
worden sind. Dabei ist der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen 
soll, darzulegen.

Verstöße gegen Verfahrens- und Formvorschriften, die in der Kommunalverfassung für das 
Land Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. 
Mai 2024 (GVOBl. M-V 2024, 270) enthalten oder aufgrund der KV M-V erlassen worden 
sind, können nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden. Diese Folge tritt nicht ein, wenn der Verstoß innerhalb der Jahresfrist 
schriftlich unter Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der Tatsache, aus der sich der 
Verstoß ergibt, gegenüber Gemeinde Ostseebad Binz geltend gemacht wird. Eine Verlet-
zung von Anzeige-, Genehmigungs- oder Bekanntmachungsvorschriften kann abweichend 
davon stets geltend gemacht werden.

Ostseebad Binz, den 17.12.2024

gez. Schneider 
Bürgermeister
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Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 27 „Mittelstraße“ – 
unmaßstäblichGeltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 27 „Mi5elstraße“ -  unmaßstäblich 
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2154. Bekanntmachung

Verordnung über das Halten und Führen von Hunden 
in der Gemeinde Ostseebad Binz

Aufgrund von § 17 Abs. 1 und 3 in Verbindung mit § 20 Abs. 3 des Gesetzes über die öffentli-
che Sicherheit und Ordnung in Mecklenburg-Vorpommern (Sicherheits- und Ordnungsge-
setz SOG MV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.04.2020 (GVOBl. MV Seite 334), 
zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 25.10.2022 (GVOBl. MV Seite 547 f.), erlässt 
der Bürgermeister der Gemeinde Ostseebad Binz als örtliche Ordnungsbehörde für das 
Gebiet der Gemeinde Ostseebad Binz mit Genehmigung des Landrates des Landkreises 
Vorpommern-Rügen vom 25.07.2024 folgende ordnungsbehördliche Verfügung:  

§ 1 
Leinenzwang 

(1) 	� Im Gebiet der Gemeinde Ostseebad Binz sind im Zeitraum Mai bis einschließlich Sep-
tember Hunde an der Leine zu führen. 		
	

(2)	 Die Leine darf eine Länge von maximal zwei Meter nicht übersteigen. 

(3) 	� Die Bestimmung nach der jeweils geltenden Hundehalterverordnung M-V und nach 
der Strand- und Badeordnung der Gemeinde Ostseebad Binz, Eigenbetrieb Binzer 
Bucht, werden durch diese Verordnung nicht berührt. 

§ 2 
Entfernung von Verunreinigungen 

(1) 	� Führer von Hunden haben Kot, den ihre Hunde auf öffentlichen Straßen, Wegen und 
Plätze absetzen, unverzüglich in öffentlichen Abfallbehältern bzw. der eigenen Res-
tabfalltonne zu entsorgen. 

	
(2) 	� Hierzu sind entsprechende Behältnisse mitzuführen und dem zur Kontrolle befugten 

auf Verlangen vorzuzeigen. 
	
(3) 	� Bestehende Reinigungspflichten nach anderen Vorschriften in der Gemeinde Ostsee-

bad Binz werden durch diese Verordnung nicht berührt.  

§ 3 
Mitnahmeverbot 

Die Mitnahme von Hunden auf Spielplätzen ist verboten. 
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§ 4 
Ausnahmen 

(1) 	� Diese Verordnung gilt nicht für Diensthunde von Behörden sowie Hunde der Ret-
tungsdienste und des Katastrophenschutzes soweit der bestimmungsgemäße Einsatz 
dies erfordert. 

(2) 	� Diese Verordnung gilt nicht für Blindenführhunde und Assistenzhunde für Menschen 
mit Behinderungen. 

§ 5 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) 	� Ordnungswidrig im Sinne von § 19 Abs. 1 des Sicherheits- und Ordnungsgesetzes M-V 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

		  1. 	� entgegen § 1 Abs. 1 einen Hund während des Zeitraums Mai bis einschließlich 
September nicht an der Leine oder einer mehr als zwei Meter langen Leine führt; 

		  2. 	�entgegen § 2 Abs. 1 außerhalb des befriedeten Besitztums den Hundekot des 	
beaufsichtigten Tieres nicht unverzüglich beseitigt; 

		  3. 	�entgegen § 2 Abs. 2 außerhalb des befriedeten Besitztums kein geeignetes Be-
hältnis zur Beseitigung des Hundekots mitführt; 

		  4. 	�entgegen § 2 Abs. 2 das Behältnis nicht den zur Kontrolle Befugten auf Verlangen 
vorlegt; 

		  5. 	entgegen § 3 einen Hund auf einen Spielplatz mitnimmt. 

(2) 	 Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000 EUR geahndet werden. 

(3) 	� Verwaltungsbehörde für die Verfolgung und Ahndung von Zuwiderhandlungen ge-
gen diese Verordnung ist der Bürgermeister der Gemeinde Ostseebad Binz. 

§ 6 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach Ihrer Bekanntmachung in Kraft. Sie tritt fünf Jahre nach 
ihrem Inkrafttreten außer Kraft. 

Ostseebad Binz, den 04.12.2024

gez. Karsten Schneider
Bürgermeister
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2155. Bekanntmachung

Verordnung über das Verbot des Fütterns von Wildvögeln 
und die Pflicht zur Duldung von Maßnahmen zur Beseitigung von Nistplätzen 

und zur Vergrämung von Wildvögeln 
in der Gemeinde Ostseebad Binz 

Aufgrund von § 17 Abs. 1 und 3 in Verbindung mit § 20 Abs. 3 des Gesetzes über die öffentli-
che Sicherheit und Ordnung in Mecklenburg-Vorpommern (Sicherheits- und Ordnungsge-
setz SOG MV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.04.2020 (GVOBl. MV Seite 334), 
zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 25.10.2022 (GVOBl. MV Seite 547 f.), erlässt 
der Bürgermeister der Gemeinde Ostseebad Binz als örtliche Ordnungsbehörde für das 
Gebiet der Gemeinde Ostseebad Binz mit Genehmigung des Landrates des Landkreises 
Vorpommern-Rügen vom 25.07.2024 folgende ordnungsbehördliche Verfügung: 

§ 1 
Fütterungsverbot

(1) 	� Es ist verboten, in der Gemeinde Ostseebad Binz auf öffentlichem Grund Wildvögel zu 
füttern. 

(2) 	� Das Verbot umfasst auch das Auslegen von Futter- und Lebensmitteln, die erfah-
rungsgemäß von Wildvögeln aufgenommen werden.

(3) 	� Vom Fütterungsverbot ausgenommen sind von der Gemeinde Ostseebad Binz veran-
lasste Maßnahmen.

§ 2 
Begriffsbestimmungen

(1) 	� Wildvögel in diesem Sinne sind Möwen, Wildenten, Schwäne, verwilderte Tauben 
und Wildtauben.

(2)	� Verwilderte Tauben sind Haustauben, die nicht oder nicht mehr von Menschen gehal-
ten werden. 

(3) 	� Füttern ist jegliches mengenmäßig unabhängiges Auslegen, Auswerfen oder sonsti-
ges Ausbringen von Nahrungs- und Futtermitteln, die zur Aufnahme von Wildvögel 
bestimmt oder geeignet sind.  
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§ 3 
Duldungspflicht

Die Eigentümer von Grundstücken, die Nutzungsberechtigten und ihre Vertreter sind ver-
pflichtet, Maßnahmen der Gemeinde Ostseebad Binz oder ihrer Beauftragten, zur Besei-
tigung von Nistplätzen und zur Vergrämung von Wildvögeln zu dulden. Ein Anspruch auf 
Durchführung dieser Maßnahmen oder sonstiges Einschreiten besteht gegenüber der Ge-
meinde Ostseebad Binz nicht.

§ 4 
Ordnungswidrigkeiten

(1) 	� Ordnungswidrig im Sinne von § 19 Abs. 1 des Sicherheits- und Ordnungsgesetzes M-V 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

		  1.	 entgegen § 1 Abs. 1 Wildvögel füttert oder Futter auslegt,
		  2.	� entgegen § 3 Maßnahmen der Gemeinde oder deren Beauftragten zur Beseiti-

gung von Nistplätzen oder zur Vergrämung von Wildvögeln nicht duldet.

 (2) 	� Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000 EUR geahndet werden.

§ 5 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach Ihrer Bekanntmachung in Kraft. Sie tritt fünf Jahre nach 
ihrem Inkrafttreten außer Kraft.

Ostseebad Binz, den 04.12.2024

gez. Karsten Schneider
Bürgermeister
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2156. Bekanntmachung

F R I E D H O F S G E B Ü H R E N S A T Z U N G
Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren der Gemeinde 

Ostseebad Binz (in der Fassung der 6. Änderungssatzung)

Aufgrund des § 5 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (in der 
derzeit gültigen Fassung), der §§ 1, 2, 4, 5 und 6 des Kommunalabgabengesetzes des Lan-
des Mecklenburg-Vorpommern (in der derzeit gültigen Fassung) und des Gesetzes über 
das Leichen-, Bestattungs- und Friedhofswesen im Land Mecklenburg-Vorpommern (in 
der derzeit gültigen Fassung) hat die Gemeindevertretung Ostseebad Binz am 05.12.2024 
folgende Satzung beschlossen:

§ 1 
Geltungsbereich 

(1)	� Die Friedhofsgebührensatzung gilt für den im Gebiet der Gemeinde Ostseebad Binz 
gelegenen und von ihr verwalteten kommunalen Friedhof.

§ 2 
Gebührenpflicht, Gegenstand der Gebühren und Gebührensätze

(1) 	� Für die Nutzung des gemeindlichen Friedhofes und deren Einrichtungen und für 
Leistungen der Gemeinde Ostseebad Binz auf dem Friedhof sowie der damit zusam-
menhängenden Amtshandlungen werden Gebühren nach Maßgabe dieser Satzung 
erhoben. Die Höhe der Gebühr bestimmt sich nach dem in Anlage I dieser Satzung 
angefügten Gebührenverzeichnis.

(2) 	� Für die Umsatzsteuerpflichtigen Handlungen des Friedhofes wird zu der Abgabe die 
jeweils geltende Umsatzsteuer erhoben.

§ 3 
Gebührenschuldner 

(1) 	� Zur Gebührenzahlung sind der Antragsteller und derjenige verpflichtet, in dessen Inte-
resse oder Auftrag der kommunale Friedhof und deren Einrichtungen genutzt sowie 
Leistungen auf dem Friedhof erbracht werden.

(2) 	 Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner.

§ 4 
Entstehung und Fälligkeit der Gebühren

(1) 	 Die Gebührenschuld entsteht:
		  a)	bei Verwaltungsgebühren mit der Beendigung der Amtshandlung, 
		  b)	�bei Benutzungsgebühren mit der Inanspruchnahme der Bestattungseinrichtun-

gen und bei Grabnutzungsgebühren mit der Verleihung des Nutzungsrechtes. 
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(2) 	� Die Frist der Entstehung und Fälligkeit der Gebühren der Gräber und Urnengräber be-
ginnt mit dem Tag des Erwerbs. Wird die Nutzungszeit auf Antrag verlängert, so ist pro 
Jahr der verlängerten Nutzungsberechtigung eine entsprechende Bruchteilgebühr zu 
entrichten. Hierfür ist die im Zeitpunkt der Verlängerung geltende Gebühr maßge-
bend. 

(3) 	 Die Gebühren werden zu dem im Gebührenbescheid genannten Termin fällig.  
	� Die Zahlung wird einmalig fällig. Eine jährliche Berechnung der Gebühren für laufende 

Unterhaltungskosten erfolgt nicht. 

§ 5 
Auskunftspflicht

(1) 	� Die Gebührenschuldnerinnen/Gebührenschuldner haben zur Veranlagung der Gebüh-
ren vollständige und richtige Auskünfte zu erteilen. 

§ 6 
Schlussbestimmungen

(1) 	 Die Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

(2) 	� Gleichzeitig tritt die 5. Änderungssatzung zur Friedhofsgebührensatzung der Gemein-
de Ostseebad Binz außer Kraft. 

(3) 	� Für Gebührenverhältnisse, die bei Inkrafttreten dieser Friedhofsgebührensatzung be-
reits entstanden waren, erfolgt eine Umrechnung der Gebührensätze auf die Restdau-
er der Nutzungszeit, welche weiterhin jährlich erhoben werden. 

Ostseebad Binz, den 06.12.2024

gez. Karsten Schneider
Bürgermeister

Anlage I
Verzeichnis über die Benutzungs- und Verwaltungsgebühren 
des kommunalen Friedhofs (Gebührenverzeichnis) 
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Anlage I  

Verzeichnis über die Benutzungs- und Verwaltungsgebühren 
des kommunalen Friedhofs (Gebührenverzeichnis)

	 A. Benutzungsgebühren
    		  1. Gebühren für die Überlassung von Grabstellen:

Bezeichnung		  einmalige Gebühr

1.1		  Erdreihengräberstätte (E1)	 1.505,56 €	

1.2		  Wahlgrabstätte (E2)
1.2.1 		  Einzelgrab für Beisetzung eines Sarges und bis zu 2 Urnen	 1.847,73 €
1.2.2 		 Familiengrab für Beisetzung eines Sarges und bis zu 4 Urnen	 2.189,90 €

1.3 		  Urnenreihengrab (U1)		  389,32 €	

1.4 		  Urnenwahlgräber Partnergräber (U2)	 486,64 €
	
1.5 		  Urnengemeinschaftsanlage mit Granitstele (U3)	 420,46 €

1.6 		  Urnenwiese/Gemeinschaftsanlage (U4)	 311,45 €

1.7 		  Baumwahlgrab am Einzelbaum (B1)
1.7.1 		  Einzelgrab für Beisetzung einer Urne	 875,96 €
1.7.2		  Familiengrab für Beisetzung von bis zu 4 Urnen	 1.109,55 €

1.8 		  Baumwahlgrab am Gruppenbaum (B2)	 389,32 € 

1.9 		  Urnenwäldchen/Gemeinschaftsanlage (B3)	 311,45 €

1.10 		  Sternengarten (S1)		  100,00 €

1.11 		  Kindergrabanlage (KE3)		 100,00 €

1.12		  ordnungsbehördliche Bestattung 	 475,32 €
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    		  2. �Gebühren für Grabstellen, welche Rechtsverhältnisse vor Inkrafttreten dieser 
Satzungen entstanden sind:

Ehemalige Bezeichnung		  jährliche Gebühren ab 01.01.2024

    			   1. Einzelwahlgrabstelle	 48,18 €
    			   2. Doppelwahlgrabstelle	 96,96 €
    			   3. Dreierwahlgrabstelle	 144,54 €
    			   4. Kindergrab		  32,85 €
    			   5. Einzelurnengrab		   15,57 €
    			   6. Doppelurnengrab		  19,47 €
    			   7. Dreierurnengrab		  35,04 € 
			   8. Anonymes Urnengrab	 15,57 € 
    
		  3. Verlängerung Nutzungszeit 

Überschreitet die Ruhezeit das Nutzungsrecht, wird für die über die Dauer des Nutzungs-
rechtes hinausgehenden Jahre eine anteilige Gebühr berechnet. Sie beträgt für jeweils 1 
Jahr 1/25 bzw. 1/20 (je nach Liegezeit) der unter Ziffer 1 aufgeführten Gebühren. Diese Ge-
bühren richten sich bei der Verlängerung des Nutzungsrechtes nach der jeweils geltenden 
Gebührensatzung. 

		  4. Allgemeines

Art und Umfang der Leistung werden durch die Gemeinde Ostseebad Binz in Abstimmung 
mit den Hinterbliebenen festgesetzt. Sofern Leistungen über diesen Umfang hinausgehen 
und nicht im Gebührenverzeichnis (z.B. für Umbettungen) spezifiziert sind, werden sie nur 
nach tatsächlich entstandenen Kosten berechnet.	  

Die durch den Friedhofsgärtner zu erbringenden Leistungen einer Bestattung und die Nut-
zung der Trauerhalle sind nicht Gegenstand dieses Verzeichnisses.
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